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"Eine Zumutung für die Bürger" 
Der StaatsrechtIer Hans Herbert 
von Arnim kämpft gegen 
eine angedachte Erhöhung 
der Abgeordnetenvergütung um 
fast 1000 Euro. Im Interview mit 
unserer Zeitung erklärt er, warum 
die Versorgung der Politiker 
bereits sehr gut ist. 

Nach der Wah~ hat Bundestagspräsident 
Lmlmert angekündigt, 5011 der neue Bundes­
tag eiIJe bessere Besoldwlg der Abgeordnete/I 
besdiließen. Die D/ätenkommission schlägt 
eil le Erhöhung um 956 Euro ror. Sie seilen 
das kritisch. Warum? . 

Die DIätenkommission unter ihrem Vorsitzen­
den. dem früheren Bundesminister Schmidt­
]oittig. beruft sich auf die BelÜge von Bundes­
richtern. Dieser Vergleich Ist jedoch mehr als 
schief. denn Bundestagsabgeordnete erhalten 
neben Ihrer Entschädigung in Höhe von bisher 
8252 Euro monatlich zusätzl1ch noch eine kos­
tenfreie Pausdlale von über 4()()() Euro monat­
Udl, eine beitragsfreie hohe Altersversorgung. 
und sie können völlig unbeschränkt ihren vor­
herigen Beruf ausüben und daraus unbegrenzt 
viel Einkommen brziehen. Dies trifft auf Bun­
desrichter alles nicht zu. Im Qbrigen mUSS ein 
Bundesrichter eine lange und erfolgreiche be­
rufliche Karriere absolviert haben. was als Ab­
~eordnetec nicht erforderlich ist. Hier werden 
Äpfel mit Birnen verglichen. 

Das Thema soIl der BUlldestag erst lIach der 
Wahl di.skutieren. W<Is sagen Sie dazu? 

Ich halte das für eine Zumutung für die Bürge­
rinnen und Bürget E.~ wärewlchUg, das Thema 
vor einer Wahl7.u diskulieren, damlt die Wäh­
ler wissen, was sie erwartet. 

Die DliltenkommJSSion argumentiert, dass 
eine angpmessene Bezahlung der Unabhän­
gigkeit der Abgeordneten und d,unit der Vor­
beugung der Korruption dient. SeIlen !>1e das 
auch so? 

Die Abgeordneten werden bereits angemessen 
bezahlt. Wenn man die Bestechung von Abge­
ordneten bekämpfen wHl, sollte man endlich 
einen wirksamen Straflatbestand gegen Abge­
ordrietenkorruption ein-

Hitl Abgeordnetf'J', der .~inf' ArlJrjt ordc/ltDch 
machen wH' kommt gut und gerne auf eine 
70Stunden-l1bdle. Da ist doch eine ange-

. mcssene Bezahlung angebracht, 
Auch dieses Argument geht fehl. Das sieht man 
an den Oberbürgermeistern einer größeren 
Stadt. deren Gehalt ebenfalls als Argument für 
eine Erhöhung herangezogen werdl:n. Aber ge-

rade dieser Vergleich taugt 
führen. Europarat und UN 
fordern das schon lange. 
Jetzt ist es so. dass jeder­
mann einem Abgeordne­
ten einen ganzen Sack voll 
Geld auf den Tisch stellen 
kann und nicht mehr als 
den Rauswurf riskiert. 
Nimmt der Abgeordnete 
das Geld aber entgegen. Ist 
er - anders als jeder. Beam­
te'- strafrechtlich nicht zu 
belangen. auch nicht we­
gen Vorteilsannahme. 

Interview 
niehl. (;in direkt geWählter 
Oberbürgermeister ist 
ebllllfalls :(Cill~h sehr be­
lastet und trägt hohe per­
sönliche Verantwortung. 
während sich der Abgeord­
nete im Zweifel hinter sei­
ner Fraktion verstecken 
kann. Der Bürgermeister 
kann nebeuher auch kei· 

.nen privaten Be·ruf aus­
üben. 

mit dem Staatsrechtier Professor Dr. 
GlaubeIl Sie. dass der 
neue lluncbtag die Be­
soldung tatsächlich edlö­
lIen Wird? 

Mm verdiente/n Bun­
destagsabgeordneter im 
Vergleich mit dem lelten-
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c/en Mitarbeiter einer BaIIktlicht allzu üppig. 
Spricht das nlcllt für eine bessere Bezahlung? 

Der größte Teil der Abgeordlleten bekOlwllt 
letzt schon mehr, als er In einem anderen Beruf 
verdienen könnte. Der Vergleich mit hohen 
Gehältern In der Wirtschaft hinkt. weil es um 
öffentlit:he Bezuge geht, dit'. von den Bürgern 
mit Steuern erhoben werden.· Eher sollte man 
darüber nachdenken. ob nicht manche Wirt­
schaftsführer exzessiv bezahlt werden. Hier ge­
ben die Schweizer Volksinitiativen zu denken. 

Eine öffentliche Diskus­
sion vör der Wahl wäre sinnvoll, weil die Abge­
ordneten dar 1 sehr viel zugänglicher für öf­
fentliche Kritik sind. Abet das letzte Wort ist 
noch nicht gesprochen. Ich hoffe auch auf un­
~ere 15. Speyerer Delllokr4t1etagung am 24. 
und 25. Oktober, auf der es unter anderem um 
dieses Thema gdlt: Durt wird Edzard Schmldt­
Jortzlg gegenüber der I<rilik Rede und Antwort 
stehen. Ich freue mich, dass auch Heinrich 
Oberreuter, der Vorsitzende der bayeruchen 
DIätenkommission. auf der Tagung referiert 

2usammengekommen. Das Thema "Bessere Besoldung der Abgeordneten" 
, der Wa~t auf der Tagesordnung stehen. 
, ",,.,11 

Noch eine Pragt! zu Bayern. FUr die allenneLfo 
ten Abgt-ordneten Im Landtag hatte die Ve". 
wandtenafl"äre bei der jüng.5tetl Wahl keine 
Konsequenzen. Wundert Sie das? 

Ja, das iSL schon ein "Faszinosum". Das hängl 
wohl auch damit zusammen, das.~ Ministerprä­
sident Secholer sehr geschickt den Aufräumer 
gegeben und seine Re/,rierungsrnitglicder zur 
Rückzahlung verdonnert hat. Oie Verwandten-

affäre war aber nur ein kleiner Teil meiner Kri­
tik. Jetzt gebt es darum. die b"gonneneRe(or:m 
weiler vQiiinzubringcn. Ein ÄrgerniS ist bei­
spielsweise die steuerfreie Kostenpauschale, die 
bayerische Abgeurdnete auch dann hekom­
men, wenn sie 111 München wohnen und kei­
nen Aufwand für ein W~hlkreisbüro. eine 
Zweitwohnung und RcisekosLen haben. I)C& 

RechnuTl/,rshof sollte weitemlachen und auch 
die Abgeordneten selbst prüfen. 

Die Fragen stellte E/Iriede Schneider 


